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auch 2009 gilt Fast  
Jedes 4. Kind in nrW 
gilt als arM. 

Das Land steht damit nicht allein da, sondern nimmt 
eine Mittelposition unter allen Bundesländern ein. 
Gleichwohl ist dies kein Anlass der Beruhigung, 
sondern Handeln ist gefordert.

Bereits seit dem Jahr 2000 wurde mit großem Nach­
druck begonnen, in mindestens drei Richtungen zu 
wirken:
1. Hartnäckig und präzise die Folgen von Armut und 

Vernachlässigung von Kindern aufzuzeigen, 
2. entsprechende Forderungen und Lösungs vor­

schläge an die Politik zu richten, 
3. die präventive Ausrichtung ihrer Angebote in der 

Kinder­ und Jugendhilfe anzugehen. 

Das fachliche Fundament dieses Engagements 
bilden vielfältige Studien zur Kinderarmut sowie 
Präventionsansätze für Kinder und deren Eltern/
Familien. 

So konnten die gravierenden Folgen von Armut 
für Kinder bereits in der frühesten Kindheit sowie 
die Langzeitfolgen in der Schulzeit und darüber 
hinaus in der ISS­Studie sichtbar gemacht werden. 
Gleichzeitig wurde eigenes Praxiswissen genutzt, 
um fundierte und praxiserprobte Konzepte zur 
Armutsprävention zu entwickeln.

Trotz allem ist auch ein ernüchterndes Zwischenfazit 
unseres bisherigen politischen Engagements zu 
ziehen: 

Bei der Bekämpfung der Kinderarmut verdienen 
die Politik des landes nrW sowie des Bundes für 
ihr stückwerk ein armutszeugnis. die Kreise und 
Kommunen werden in ihrem Bemühen oft allein 
gelassen. das führt zu einem eher langsamen 
Voran-schreiten präventiven handelns vor ort. 
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MeMoranduM KinderarMut

Bekämpfung der Kinderarmut

Politische Forderungen

Präventive ausrichtung der Kinder- und Jugendhilfe
und des Bildungssystems



das MeMoranduM
formuliert in einem 10-Punkte-
Programm politische Forderungen 

und macht Vorschläge für eine prä-
ventive ausrichtung der Kinder- und 
Jugend hilfe und des Bildungssystems.

es zeigt Wege auf für Politikerinnen 
und Politiker der Bundes- und landes-
ebene nrW aber auch für Verantwort-
liche und engagierte in Kreisen und 
Kommunen, das große Problem unserer 
Zeit – armut bei Kindern und Jugend-
lichen – zu bekämpfen.
 
aWo, dgB, geW, deutscher  
Kinderschutzbund und der Paritätische 
haben sich in nrW auf der  grundlage 
dieses Memorandums zu einem  
gemeinsamen Bündnis 

Zur BeKÄMPFung 
Von KinderarMut
zusammengeschlossen.
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auch 2oo9 gilt:  
Fast Jedes 4. Kind  
in nrW ist arM! 

Der Sozialbericht 2007 des Landes Nordrhein­
Westfalen stellte fest: »Fast jedes 4. Kind in NRW 
ist arm.« Diese Tatsache wurde von den verant­
wortlichen Politikern zwar zur Kenntnis genommen, 
wirksame armutsbekämpfende Maßnahmen stehen 
aber bis heute aus.

Dabei wurde bereits nach Veröffentlichung der 
Studie ›Zur Kinder­ und Jugendarmut‹ des Institutes 
für Sozialarbeit und Sozialpädagogik (ISS) im Jahre 
1999 damit begonnen, die Anstrengungen zur Be­
kämpfung der Armut von Kindern und Jugendlichen 
in drei Richtungen zu verstärken: 

1. Hartnäckig und präzise die Folgen von Armut  
und Vernachlässigung von Kindern aufzuzeigen, 

2. entsprechende Forderungen und Lösungsvor­
schläge an die Politik zu richten, 

3. die präventive Ausrichtung ihrer Angebote  
in der Kinder­ und Jugendhilfe anzugehen.

Das fachliche Fundament dieses Engagements 
bilden vielfältige Studien zur Kinderarmut sowie 
Präventionsansätze für Kinder und deren Eltern/
Familien.

So konnten die gravierenden Folgen von Armut 
für Kinder bereits in der frühesten Kindheit sowie 
die Langzeitfolgen in der Schulzeit und darüber 
hinaus in der ISS­Studie sichtbar gemacht werden. 
Gleichzeitig wurde eigenes Praxiswissen genutzt, 
um fundierte und praxiserprobte Konzepte zur 
Armutsprävention zu entwickeln.

Trotz allem ist auch ein ernüchterndes Zwischenfazit 
unseres bisherigen politischen Engagements zu 
ziehen: 

die Bekämpfung der Kinderarmut bleibt in Bund 
und land oft stückwerk. Zuständigkeiten werden 
hin und her geschoben. die Kreise und Kommunen 
werden in ihrem Bemühen oft allein gelassen.  
das führt zu einem eher langsamen Voranschreiten 
präventiven handelns vor ort.  

»Die Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der 
Freien Wohlfahrtspflege des Landes Nordrhein- 
Westfalen hat in ihrem Beitrag zum Sozialbericht 
des Landes Nordrhein-Westfalen 2007 unter dem 
Titel »Armen eine Stimme geben«, zahlreiche 
Lebensberichte von betroffenen Hilfeempfängern  
gesammelt, die viele dieser Forderungen bele-
gen. Wir sehen dieses Memorandum deshalb als 
Ergänzung und Unterstützung der dort dargestellten 
Berichte und deren Lösungsmöglichkeiten.«



5

Wir stellen Mit  
grosser sorge Fest: 

> Wir leisten uns einen Sozialstaat, der z. B. in 
NRW im Jahre 2009 ein Viertel aller Kinder in die 
Armut schickt. Unsere reiche Gesellschaft nimmt 
hin, dass Armut neben den materiellen Entbeh­
rungen häufig eine soziale Isolation, ein hohes 
Krankheitsrisiko und die Gefahr eines Scheiterns 
im Bildungssystem bedeutet.

> Angesichts der Geburtenentwicklung in unserem 
Lande leisten wir uns damit auch einen gesell­
schaftlichen und volkswirtschaftlichen Ruin, da 
unsere Gesellschaft in Zukunft auf jedes Kind 
angewiesen sein wird.

> Trotz eines wirtschaftlichen Aufschwungs bis 
2007 hat sich die Lebenssituation armer Kinder 
und ihrer Familien nicht verändert. Nach wie vor 
sind in NRW rund 800.000 junge Menschen unter 
18 Jahren von Armut betroffen. In der Phase des 
wirtschaftlichen Abschwungs müssen wir mit 
einem dramatischen Anstieg von Kindern und 
Jugendlichen im Hartz IV Bezug rechnen. 

> Das gesellschaftliche Problem Armut führt zu 
einer Hochkonjunktur des Almosenwesens. Wir 
dürfen uns nicht daran gewöhnen, dass immer 
mehr Familien mit Kindern vor den örtlichen 
Armenküchen oder Tafeln in der Schlange stehen.

Trotz dieser für den Staat und die Gesellschaft 
heiklen Thematik gelang es in einzelnen Kommunen, 
eine erste Verlagerung der Ressourcen der Kinder­, 
Jugend­ und Familienhilfe von der Kriseninterven­
tion zur Prävention vorzunehmen und zum Teil ein 
breites Spektrum präventiver Angebote aufzubauen.
Im Bereich der politischen Forderungen hat das 
Bündnis ein 10­Punkte­Programm zur Bekämpfung 
der Kinderarmut erarbeitet. 

Als einen zukunftsweisenden Ansatz zur Bekämp­
fung der Folgen der Kinderarmut wurde das Instru­
mentarium der ›Präventionsketten‹ entwickelt.
Dieser Ansatz einer Präventionskette sieht vor, zum 
frühest möglichen Zeitpunkt Probleme anzugehen 
und Ressourcen zu stärken. Dies setzt eine präven­
tive Ausrichtung der Kinder­, Jugend­ und Familien­
hilfe sowie des Bildungssystems voraus. 

Die AWO, der DGB, die GEW, der Deutsche Kinder­
schutzbund und der Paritätische legen das Memo­
randum zur Bekämpfung der Kinderarmut mit einem 
politischen 10­Punkte­Programm und Vorschlägen 
für eine präventive Ausrichtung der Kinder­, Jugend­ 
und Familienhilfe sowie des Bildungssystems vor. 
Wir zeigen damit Politik, Verwaltung und Praxis 
einen Weg auf, die Folgen von Kinderarmut zu 
bekämpfen.

Für die beteiligten Verbände

Gunder Heimlich
Arbeiterwohlfahrt 

Guntram Schneider
DGB 

Norbert Müller
GEW

Dieter Greese
Deutscher Kinderschutzbund 

Cord Wellhausen
Der Paritätische



das 1o-PunKte-
PrograMM
BeKÄMPFung 
der arMutsFolgen
Bei Kindern

die Bündnispartner fordern die  
politischen entscheidungsträger/innen 
auf allen ebenen auf, ursachen und 
Folgen von Kinderarmut nachhaltig  
zu bekämpfen.

1.
ÜBerWindung  
der grenZen
des FöderalisMus 

Kinderarmut und Zukunftschancen für alle Kinder 
in unserem Land müssen zur politischen Chefsache 
werden. Wir fordern politisches Handeln über die 
Parteigrenzen und Zuständigkeitsgrenzen hinaus. 

Die Konzentration der Kinderarmut auf einzelne 
Regionen, Kreise und Kommunen darf nicht länger 
hingenommen werden (siehe Armutsatlas des 
Paritätischen).

Es ist zur Bekämpfung der Armutsfolgen verbindlich 
zu regeln: 

> Wie eine Steuerung durch den Bund im Sinne 
gleicher und gerechter Lebensverhältnisse für alle 
Kinder in Deutschland erfolgen kann. 

> Wer auf den Ebenen des Bundes, der Länder und 
Kommunen die Steuerungsverantwortung trägt.

> Wie diese Verantwortung bei der Finanzierung 
wahrgenommen und umgesetzt wird.

2.
ForMulierung  
und uMsetZung  
eines aBgestiMMten 
Bildungs-, soZial-
staats- und FinanZie-
rungsKonZePtes  

Die AWO, der DGB, die GEW, der Deutsche 
Kinderschutzbund und der Paritätische fordern die 
verantwortlichen Politiker und Politikerinnen des 
Bundes, der Länder und der Kommunen auf, durch 
ein abgestimmtes Bildungs­ und Sozialstaats­ und 
Finanzierungskonzept – das alle Lebensbereiche der 
Kinder einbezieht – Armut von Kindern sowie deren 
Folgen konsequent anzugehen und sich nicht mehr 
auf Teillösungen zu beschränken.

Es gilt Rechtsansprüche für alle Kinder zu schaffen, 
vor allem in den Bereichen 

> der bedarfsgerechten materiellen Versorgung,

> der Förderung im Bildungssystem von Anfang an,

> der verbindlichen und durchgängigen Gesund­
heitsförderung sowie

> der präventiven Angebote in der Kinder­, 
Jugend­ und Familienhilfe. 
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3.
der Vorrang FÜr  
das Wohl des Kindes

Der Grundsatz des KJHG in § 1 Abs. 1: »Jeder junge 
Mensch hat ein Recht auf Förderung seiner Entwick­
lung und auf Erziehung zu einer eigenverantwort­
lichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit« 
muss für alle und insbesondere für arme Kinder 
verwirklicht werden. Unsere Gesellschaft muss das 
Wohl des Kindes in den Vordergrund stellen. Daran 
haben sich alle Politikbereiche zu orientieren.

4.
existenZsichernde 
grundsicherung  
Von Kindern  

Die bestehenden Sozialleistungssysteme können 
Armut von Kindern nicht wirksam verhindern. Sie 
sind entsprechend zu reformieren.

Es ist eine existenzsichernde Grundsicherung für 
alle Kinder einzurichten. Damit ist festzulegen, dass 
unserer Gesellschaft jedes Kind gleich viel wert ist. 

Der Staat muss zukünftig sicherstellen, dass allen 
Kindern sämtliche Leistungen für Bildung, Betreu­
ung und Erziehung kostenfrei zur Verfügung stehen. 

Das Wohngeld für Familien von Niedriglohnemp­
fängern ist anzuheben, und zusätzlich mit einer 
Kinderkomponente zu versehen

5.
PrÄVention und  
PartiZiPation statt 
KriseninterVention

Die Ausrichtung des Instrumentariums der Kinder­, 
Jugend­ und Familienhilfe sowie des Bildungs­
systems muss grundlegend verändert werden. 
Ressourcen für Kinder und Jugendliche müssen 
verlagert werden von einer Krisenintervention, die in 
der Regel bei Kindern und Jugendlichen im Alter von 
12 bis 17 Jahren ansetzt, hin zu einem präventiven 
Ansatz. Dieser muss insbesondere arme Kinder und 
ihre Eltern in den prägenden ersten Lebensjahren 
oder – noch besser – bereits vor der Geburt des 
Kindes erreichen. Präventive Angebote müssen 
zukünftig zur Pflichtaufgabe im Fördersys tem der 
Kommunen und des Landes werden.

Eine präventiv ausgerichtete Kinder­ und Jugend­
politik muss die Möglichkeiten zur Partizipation 
von Kindern und Jugendlichen stärken. Dabei muss 
der schulischen und außerschulischen Kinder­ und 
Jugendarbeit – sowohl im Rahmen der geforderten 
Ganztagesbetreuung als auch im Freizeitbereich – 
ein zentraler Stellenwert zukommen.
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Wesentliche Punkte für ein zukünftiges  
Engagement im Rahmen eines  
Bildungs- und Sozialstaatskonzeptes 
sind: 



7.
der auFBau und 
ausBau Von Kinder-
tagesstÄtten und der 
KindertagesPFlege 

Für alle Kinder ist ein kostenfreier Zugang zu Ein­
richtungen der Bildung, Erziehung und Betreuung 
von Geburt an zu gewährleisten. Außerdem müssen 
die Rahmenbedingungen (Personalschlüssel etc.) 
zur Sicherstellung der erforderlichen Qualität der 
Bildung, Erziehung und Betreuung von Kindern in 
Tageseinrichtungen und Kindertagespflege grund­
sätzlich erheblich verbessert werden.

Als Sofortmaßnahme ist im Bereich der Kinderta­
gesstätten im Bedarfsfall ab dem Alter von sechs 
Monaten eine Tagesbetreuung anzubieten. 

Unterschiedliche Zugangsrechte und Nutzungsmög­
lichkeiten für Kinder – je nach sozialer Herkunft und 
familiärem Einkommen – sind gänzlich aufzugeben. 
Aufsuchende Dienste müssen sicherstellen, dass 
arme Kinder dieses Angebot auch wahrnehmen. Für 
Krippen und Kitas bedeutet dies die Sicherung einer 
bedarfsgerechten Versorgung in allen Kommunen 
und allen Quartieren sowie den Wegfall von Beiträ­
gen und Zusatzkosten.

6.
unterstÜtZung  
Von eltern in ihrer 
erZieherischen 
VerantWortung 

Alle Eltern müssen einen Rechtsanspruch auf Eltern­ 
und Familienbildung erhalten. Vor allem für junge 
Eltern ist eine aufsuchende Elternberatung der 
Familien­ und Gesundheitshilfe (wieder) einzurich­
ten. Erziehungsberatung muss bedarfsgerecht und 
niedrigschwellig zur Verfügung gestellt werden. An­
gebote der Familienbildung sind neu zu konzipieren. 
Durch die Zusammenarbeit mit Gynäkologen/Heb­
ammen müssen auch Eltern aus dem Armutsmilieu 
bereits vor der Geburt ihrer Kinder erreicht und an­
schließend in Geburtsvorbereitungskursen und bei 
Still­, Krabbel­ und Kleinkindergruppen einbezogen 
werden. Die Ausrichtung von zukünftigen Angebo­
ten der Familienbildung hat in enger Kooperation 
mit der Jugendhilfe, dem Gesundheitswesen und der 
Schule zu erfolgen.

Es sind Strukturen zu entwickeln, die unterschied­
liche, am jeweiligen Bedarf der Kinder orientierte 
Förderangebote in den Tagesstätten garantieren. 
Einrichtungen, die besondere Anforderungen zu 
bewältigen haben, wie vor allem bei einem hohen 
Anteil armer Kinder, brauchen zur Erfüllung ihres 
Auftrags entsprechend bessere Rahmenbedingungen 
(Personalschlüssel etc).

Zur Verhinderung sozialer Ausgrenzung sind 
insbesondere der quantitative sowie qualitative 
Ausbau der Angebote für unter 3­jährige Kinder 
voranzutreiben.

Alle Kinder mit Sprachdefiziten haben das Recht auf 
eine nachhaltige und integrative Sprachförderung 
spätestens ab dem Kindergartenalter und sind im 
Bedarfsfall zur Teilnahme verpflichtet. 

Der geplante Ausbau der Betreuungskapazität für 
unter Dreijährige muss vor allem in diese Richtung 
führen. 
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9.
Förderung Von  
Kindern Mit Migra-
tionshintergrund 

Ein Migrationshintergrund darf zukünftig kein 
Armutsrisiko mehr sein. Förderangebote der Jugend­
hilfe, wie z. B. Familienbildung, müssen Kinder mit 
Migrationshintergrund und ihre Eltern bereits in der 
frühen Kindheitsphase erreichen und ihren Integrati­
onsprozess konsequent begleiten.

1o.
sicherung einer  
FrÜhen und  
durchgÄngigen 
MediZini schen  
Versorgung

Für alle Kinder ist eine verlässliche und ganzheitlich 
ausgerichtete Gesundheitsförderung und Gesund­
heitsversorgung sicherzustellen. Dafür muss wieder 
eine Struktur aufgebaut werden, die auch unab­
hängig vom Mitwirken der Eltern sicherstellt, dass 
Gesundheit gesichert und mögliche gesundheitliche 
Fehlentwicklungen/Krankheiten von Kindern frühzei­
tig erkannt und behandelt werden. Die Regelunter­
suchungen in Kindergärten sind wieder einzuführen.
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8.
eine reForMierung 
der schulischen 
Bildung

Die vorherrschende selektive Ausrichtung der 
Schule ist durch eine Neugestaltung der schulischen 
Bildung zu überwinden.

Die individuelle Förderung, die Entwicklung von 
Lernfähigkeit und das soziale Lernen müssen zen­
trale Inhalte von Schule sein und ihren Niederschlag 
in den Rahmenbedingungen (u. a. Sozialpädagogen, 
Lehrerstellen und kleine Klassen), Schulkonzepten 
und Lehrplänen finden. 

Jugendhilfe und Schule müssen unter Einbeziehung 
weiterer außerschulischer Anbieter einen koope­
rativen Ansatz zur ganzheitlichen Förderung der 
Kinder und Jugendlichen entwickeln. 

Schulpädagogik und Sozialpädagogik müssen zu 
gleichberechtigten Partnern einer modernen Schule 
werden, und das ab der Grundschule.

Eine an den oben genannten Zielen orientierte 
schulische Bildung erfordert, dass die Schülerinnen 
und Schüler bis zum Ende der Sekundarstufe I in 
integrierten Ganztagsschulen miteinander lernen.
Voraussetzung hierfür ist ein pädagogisches 
Konzept in dem sich Lern­ und Freizeitangebote 
miteinander verbinden. Dies muss ein verbindliches 
Regelangebot für alle Kinder sein. 

Lernmittel sind allen Kindern kostenlos bereitzu­
stellen. 

Keine Schülerin und kein Schüler dürfen künftig 
ohne einen berufsqualifizierenden Schulabschluss 
aus der Schule entlassen werden. 



ansÄtZe einer  
KindBeZogenen  
arMutsPrÄVention

durch eine neuausrichtung  
der Kinder- und Jugendhilfe 
sowie des Bildungssystems

MaxiMe:  
teilhaBe FÜr  
alle Kinder 

Die Antwort auf die gesellschaftliche Herausfor­
derung zunehmender Armut von Kindern und 
Jugendlichen lautet: Jedes Kind ist zu stützen, zu 
stärken und zu fördern. Sein Wohlergehen und seine 
bestmögliche Entwicklung sicherzustellen, gehören 
zu den wichtigsten gesamtgesellschaftlichen 
Aufgaben. 

PrinZiP:  
VernetZung 

Eltern und Kinder dabei lediglich von einer Adresse 
zur anderen zu vermitteln reicht nicht aus. Die 
Angebote von Verbänden, Kommunen und Institu­
tionen müssen in einem Netzwerk gebündelt und 
aufeinander abgestimmt werden. 
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uMsetZung:  
PrÄVentionsKetten 
auF der Basis Von 
netZWerKen schaFFen

Auch wenn eine ›Kette‹ sehr beweglich ist und 
zwischen ihren Gliedern ›Freiräume‹ lässt, so ist 
sie gleichzeitig stark und belastbar. An der Stelle, 
wo ihre Glieder ineinander greifen, beweist sie ihre 
›Reißfestigkeit‹ und kann dem ›Zug‹ standhalten. 

Der Begriff der ›Präventionskette‹ wurde von der 
AWO und dem Institut für Sozialarbeit und Sozial­
pädagogik geprägt und hat schnell Verbreitung ge­
funden. Dieses Instrument zeichnet sich aus durch 

> interdisziplinär eingesetzte Fachlichkeit 

> bedürfnisorientierte und familienbezogene 
Konzepte 

> Abstimmung und Zusammenarbeit aller regio­
nalen Hilfsangebote, Ressourcen, Programme, 
Fördermaßnahmen und Aktivitäten 

> Qualitätssicherung, Verbindlichkeit und fachliche 
Weiterentwicklung.

Diese Strukturform bildet ein Netzwerk aller im Feld 
aktiven Einrichtungen und engagierten Personen.
Die Präventionskette sichert die Beständigkeit und 
die Verlässlichkeit der Rahmenbedingungen für die 
Arbeit mit Kindern und Eltern. Sie muss sich im 
Tagesgeschäft bewähren und Erfolgsbewertungen 
und Wirkungsanalysen standhalten.



die Präventionskette ist mehr als  
nur die summe ihrer einzelnen glieder
 
Bisher werden fachliche Arbeitsansätze üblicherwei­
se meist als klar voneinander abgegrenzte professio­
nelle Aufgabenstellungen definiert. Bewertungskrite­
rien für den Erfolg der Arbeit werden aus der jeweils 
eigenen fachlichen oder organisatorischen Sicht 
entwickelt. Jede Profession definiert Erfolg jeweils 
der eigenen Sichtweise entsprechend. 
 
Auf der anderen Seite werden auch die präven­
tiven Hilfsangebote von den Nutzern (Familien) 
individuell und sehr unterschiedlich eingeschätzt. 
Daraus kann die Inanspruchnahme einer Vielzahl 
von Leistungen resultieren, ohne zum gewünschten 
Erfolg zu kommen. 

Ein intensiver Austausch zwischen allen Beteiligten 
im Rahmen der Präventionskette sorgt dagegen 
für Flexibilität und Anpassungsfähigkeit und führt 
schneller und effektiver zum Erfolg. 

Für die Bewältigung von Armutsfolgen bei Kindern 
haben die AWO­ISS­Studien zur Kinderarmut die 
Bedeutung der folgenden drei Faktoren detailliert 
herausgearbeitet.  

1. risikofaktoren 

Dazu zählen sozioökonomische und strukturelle 
Faktoren wie familiäre Einkommensarmut, Arbeits­
losigkeit, geringer Bildungsstatus, Trennungsproble­
matik, schwieriges Milieu in Multiproblemfamilien 
und im Quartier, gestörtes und wenig kindzen­
triertes Familienleben, geringe Erziehungs­ und 
Bildungskompetenzen der Eltern, elternabhängige 
Belastungen im Gesundheits­ und Sozialverhalten. 
Am stärksten negativ wirkt sich Einkommensarmut 
aus. 
 
1. schutzfaktoren  

Hierbei geht es um individuelle Fähigkeiten und 
Kompetenzen des Kindes (Resilienz), positives, 
aktivierendes Familienklima, situationsgerechtes 
Elternhandeln, außerfamiliäre Kontakte, Lernmög­
lichkeiten, externe Hilfen, schulische Integration, 
soziale Ressourcen, frühzeitiger und kontinuier­
licher Besuch der KiTa, schulische Förderung. Je 
nach Altersphase des Kindes wirken zunächst der 
familiäre Hintergrund, danach zunehmend das 
familiäre Umfeld, soziale Netzwerke und schließ­
lich Bildungsinstitutionen positiv auf die kindliche 
Entwicklung ein.

3. ressourcen

Die an einer Präventionskette beteiligten Fachkräfte 
stellen die beste Ressource dar. Sie können indivi­
duelle Eigenschaften, familiäre Charakteristika und 
Leistungen außerfamiliärer Unterstützung bündeln: 

> Als Investitionen in die Zukunft der Kinder, 

> zur Stärkung der elterlichen Kompetenz, 

> als Fördermöglichkeiten über die Familie hinaus. 
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grundlagen PrÄVen-
tionsFördernder 
struKturen

> frühestmöglich beginnen 

> Eltern und Familie sind die ersten 
Ansprechpartner 

> Entwicklungsmöglichkeiten für Bildung 
und Gesundheit sichern 

> Lebenswelt der Kinder einbeziehen, 
Teilhabe und Integration sichern 

> Fähigkeiten und Stärken der Kinder erkennen 
und einsetzen 

> Entwicklungsdefizite erkennen und bewältigen 

> problemlösendes Bewältigungshandeln 
vermitteln und stärken 

> außerfamiliäre Angebote in den Bereichen 
Bildung, Erziehung, Betreuung und Beratung  
zur Verfügung stellen 

> bedürfnis­ und bedarfsgerechte Förderangebote 
in gemeinsamer Verantwortung der Träger und 
Fachkräfte des Bildungs­, Sozial­ und Gesund­
heitswesens entwickeln 

> Politik und Verwaltung in den Kommunen, 
den Bundesländern und auf Bundesebene auf 
präventiv wirkende gesellschaftliche Rahmen­
bedingungen hinweisen

 
PrÄVentionsKetten 
und -netZWerKe als 
ParadigMenWechsel

Präventionsketten sind eine Weiterentwicklung eines 
integrierten Förder­ und Hilfeangebotes für Kinder. 
Langfristig tragen sie zu einer Veränderung von so­
zialen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen 
bei und sorgen letztendlich für eine nachhaltige 
finanzielle Entlastung. 

Das Bündnis fordert öffentliche, kommunale und 
freie Träger auf, im Rahmen von Präventionsketten 
enger zusammenzuarbeiten. Wenn alle Träger 
und Institutionen gemeinsam und aufeinander 
abgestimmt präventiv aktiv werden, eröffnet sich der 
Kinder­ und Jugendhilfe die Chance, den Schwer­
punkt der eigenen Arbeit von der Krisenintervention 
zur Prävention zu verlagern. 
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Im Jahr 2007 wurden in NRW 1.134.986.753 euro
für die Unterbringung zur Erfüllung der Schulpflicht, 
die Erziehung in einer Tagesgruppe, die Vollzeitpfle­
ge, die Heimerziehung, die intensive sozialpädago­
gische Einzelbetreuung, die Eingliederungshilfe, die 
vorläufigen Maßnahmen zum Schutz von Kindern 
und Jugendlichen ausgegeben (lt. der Landesstati­
stik NRW). 

Dabei handelt es sich in der Regel um kosteninten­
sive Maßnahmen, die zudem häufig viel zu spät 
einsetzen. 



MerKMale einer 
PrÄVentionsKette

Die Präventionskette ist sozialraumorientiert und 
auf die Lebenssituation der von Armutsfolgen 
bedrohten Kinder ausgerichtet. Ihre Arbeit beginnt 
bereits vor dem Eintritt in den Kindergarten und 
zeichnet sich durch eine moderierte Vernetzung aller 
Träger und Angebote aus. 

Arbeitsgrundlage ist die Gestaltung individueller 
Förderpläne möglichst mit der Geburt des Kindes 
beginnend, um Eltern in ihrer erzieherischen Verant­
wortung rechtzeitig zu stützen und Selbsthilfemög­
lichkeiten zu fördern. Frühzeitige Krisenintervention 
in den Familien und schnelle Hilfen zur Vermeidung 
von Folgeproblemen und deren Verfestigungen sind 
dabei besonders wichtig. 

Die Angebote einer Präventionskette orientieren sich 
am jeweiligen Bedarf des Kindes und der Familie, 
die die Unterstützung und Begleitung jederzeit in 
Anspruch nehmen oder beenden kann. 

Die Akteure der Präventionskette gewährleisten eine 
verlässliche Begleitung durch Kindheit und Jugend­
alter und ebnen den Weg aus dem Teufelskreis von 
Armut und ihren Folgen. 

Die kommunale Infrastruktur muss auf eine 
abgestimmte (Armuts­) Präventionsarbeit vor Ort 
ausgerichtet werden. Ziel ist eine sozialräumlich an­
gelegte bedürfnisbezogene und wirkungsorientierte 
Netzwerkarbeit. Die Kooperation der öffentlichen 
und freien Träger ist ebenso gefordert wie bürger­
schaftliches Engagement.  
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Bausteine einer 
PrÄVentionsKette

Die Graphik veranschaulicht die Grundstruktur einer 
Präventionskette, in deren Zentrum der außerfami­
liäre Lebensraum des Kindes steht: Im Lebensab­
schnitt bis zum sechsten Lebensjahr der Kinder sind 
die Familien und die Kindertagestätten besonders 
stark gefordert. Dem entsprechend besteht ein 
hoher Bedarf an externer Hilfe und Unterstützung. 

Um den Folgen von Armut dauerhaft zu begegnen, 
bedarf es der Begleitung und Unterstützung auch 
während Schulzeit, Berufsausbildung und Berufsein­
stieg. Dabei gestaltet sich ein fließender Übergang 
in der Beteiligung gesundheitlicher, psychosozialer, 
erzieherischer Hilfen für die Kinder mit den Mög­
lichkeiten der Begleitung der Eltern. 

Die Pfeile symbolisieren zahlreiche Einrichtungen, 
Dienste und Angebote, die jeweils auf die Stellen in­
nerhalb der Präventionskette zeigen, wo besondere 
Angebote benötigt werden. 

Nicht das Leistungs­ oder Angebotsspektrum eines 
einzelnen Dienstes ist entscheidend, sondern das 
abgestimmte Gesamtkonzept aller Hilfsangebote. 
Aber: Jedes Kettenglied braucht eigene Ressourcen 
zur Steuerung und Wahrnehmung seiner Aufgaben. 
Damit kann für jedes Kind ein individueller Hilfeplan 
gestaltet werden, der – vor allem in den Übergangs­
phasen – die Situation des Kindes und der Eltern 
mit ihren unterschiedlichen Stärken und Schwächen 
bestmöglich berücksichtigt. 

Nur eine lückenlose Kette mit starken Gliedern kann 
gefährdete Kinder und Jugendliche systematisch 
fördern und ihre Chancen zur vollen Entfaltung ihrer 
Fähigkeiten und zur uneingeschränkten gesellschaft­
lichen Teilhabe verbessern.

Auch wenn das Kind stets im Mittelpunkt steht, so 
kann dies nur durch das Zusammenspiel zwischen 
Eltern und Umfeld geschehen. Der 12. Kinder­ und 
Jugendbericht der Bundesregierung beschreibt es 
wie folgt: Das Aufwachsen von Kindern liegt in pri­
vater und öffentlicher Verantwortung. Innerhalb der 
Präventionskette sind gesellschaftliche Unterstüt­
zungs­ und Förderangebote für (arme) Kinder und 
deren Eltern anzubieten. Nur so können belastete 
Eltern positiv auf die Entwicklung ihrer Kinder 
Einfluss nehmen.

Unter anderem zeigt der Ansatz von ›Mo.Ki – 
Monheim für Kinder‹ beispielhaft, dass mit relativ 
geringem zusätzlichem Mitteleinsatz – schon allein 
durch die moderierte Vernetzung vorhandener Ange­
bote – wirkungsvolle Präventionsarbeit auf hohem 
fachlichem Niveau möglich ist.
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eltern

Kind

Schwangerschafts­
begleitung

Krippe

(0 – 3 Jahre)

Kita

(3 – 6 Jahre)

Grundschule

(6 – 10 Jahre)

netzwerke  fü r  Förderung ,  unters tü tzung ,  B i ldung ,  Par t i z ipa t ion  und  schutz

Weiterführende
Schule

(10 – 16 Jahre)

gymnasiale
Oberstufe

Berufs­
ausbildung

Begegnung

Beratung
Begleitung

Information

Bildung

Betreuung

Die Pfeile symbolisieren zahlreiche Einrichtungen, 
Dienste und Angebote, die jeweils auf die Stellen in-
nerhalb der Präventionskette zeigen, wo besondere 
Angebote benötigt werden. 
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